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Bericht der Landesregierung an den Landtag über die Notwendig­
keit des Fortbestehens 
a) des Gesetzes zur Verbesserung der Qualität in Lehre und Studi­
um an nord rhein-westfälischen Hochschulen (Studiumsqualitäts­
gesetz) 
b) der Verordnung zum Studiumsqualitätsgesetz (Studiumsquali­
tätsverordnung) 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 

gemäß § 6 Abs. 2 Studiumsqualitätsgesetz bzw. § 3 Abs. 2 Studiums­

qualitätsverordnung berichtet die Landesregierung dem Landtag bis 

zum 31. Dezember 2016 über die Notwendigkeit des Fortbestehens des 

Gesetzes bzw. der entsprechenden Verordnung. 

Die Studiengebühren wurden 2011 mit dem Gesetz zur Verbesserung 

von Chancengleichheit beim Hochschulzugang in Nordrhein-Westfalen 

ersatzlos abgeschafft. Mit dem Studiumsqualitätsgesetz wird den Hoch­

schulen des Landes Nordrhein-Westfalen der Gesamtbetrag des bishe­

rigen Studienbeitragsaufkommens kapazitätsneutral zur Verbesserung 

der Lehre und Studienbedingungen garantiert. Nach Maßgabe der 

Studiumsqualitätsverordnung entfällt auf die einzelne Hochschule die 

Höhe des Betrages, der sich aus ihrem jeweiligen prozentualen An-
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enzeit ergibt. 

Die Hochschulen haben dem Ministerium für Innovation, Wissenschaft 

und Forschung über die mit den Qualitätsverbesserungsmitteln finan­

zierten Maßnahmen und die dabei erzielten Erfolge turnusmäßig berich­

tet. Danach werden die Mittel zweckentsprechend und erfolgreich ein­

gesetzt. 

Ein Verzicht auf das Gesetz würde bedeuten, dass die Hochschulen ihre 

Projekte' zur Verbesserung der Lehr- und Studienbedingungen nicht auf­

rechterhalten können. 

Die Studiumsqualitätsverordnung definiert die Verteilung der Qualitäts­

verbesserungsmittel auf die Hochschulen. Die Regelung hat sich be­

währt und soll beibehalten werden. 

Es besteht keine Veranlassung, den Fortbestand des Studiumsquali­

tätsgesetzes und der Studiumsqualitätsverordnung in Frage zu stellen. 

Mit freundlichen Grü ßen 

~c~~~~ 
Svenja Schulze 


